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Dritter Abschnitt 
Vollzugshilfe

§ 50 
Vollzugshilfe

(1) Die Polizei leistet anderen Behörden auf Ersuchen 
Vollzugshilfe, wenn unmittelbarer Zwang erforderlich ist 
oder erforderlich erscheint und die anderen Behörden nicht 
über die hierzu erforderlichen Dienstkräfte verfügen oder 
ihre Maßnahmen nicht auf andere Weise selbst durchsetzen 
können.

(2) Die Polizei ist nur für die Art und Weise der Durch­
führung verantwortlich.

(3) Die Verpflichtung zur Amtshilfe bleibt unberührt.

§ 51 
Verfahren

(1) Vollzugshilfeersuchen sind schriftlich zu stellen; sie 
haben den Grund und die Rechtsgrundlage der Maßnahme 
anzugeben.

(2) In Eilfällen kann das Ersuchen formlos gestellt werden. 
Es ist jedoch auf Verlangen unverzüglich schriftlich zu be­
stätigen.

(3) Die ersuchende Behörde ist von der Ausführung des 
Ersuchens zu verständigen.

§ 52
Vollzugshilfe bei Freiheitsentziehung

(1) Hat das Vollzugshilfeersuchen eine Freiheitsentziehung 
zum Inhalt, ist auch die richterliche Entscheidung über die 
Zulässigkeit der Freiheitsentziehung vorzulegen oder in dem 
Ersuchen zu bezeichnen.

(2) Ist eine vorherige richterliche Entscheidung nicht er­
gangen, hat die Polizei die festgehaltene Person zu entlassen, 
wenn die ersuchende Behörde diese nicht übernimmt oder die 
richterliche Entscheidung nicht unverzüglich nachträglich be­
antragt.

(3) Die §§ 22 und 23 gelten entsprechend.

Vierter Abschnitt 
Zwang

Erster Unterabschnitt
Erzwingung von Handlungen, Duldungen 

und Unterlassungen

§ 53
Zulässigkeit des Verwaltungszwanges

(1) Der Verwaltungsakt, der auf die Vornahme einer Hand­
lung oder auf Duldung oder Unterlassung gerichtet ist, kann 
mit Zwangsmitteln durchgesetzt werden, wenn er unanfecht­
bar ist oder wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wir­
kung hat.

(2) Der Verwaltungszwang kann ohne vorausgehenden Ver­
waltungsakt angewendet werden, wenn das zur Abwehr einer 
gegenwärtigen Gefahr notwendig ist, insbesondere weil Maß­
nahmen gegen Personen nach den §§ 6 bis 9 nicht oder nicht 
rechtzeitig möglich sind oder keinen Erfolg versprechen und 
die Polizei hierbei innerhalb ihrer Befugnisse handelt.

§54
Zwangsmittel

(1) Zwangsmittel sind:
1. Ersatzvornahme (§ 55),
2. Zwangsgeld (§ 56),
3. unmittelbarer Zwang (§ 57).

(2) Sie sind nach Maßgabe der §§ 58 und 63 anzudrohen.
(3) Die Zwangsmittel können auch neben einer Strafe oder 

Geldbuße angewandt und solange wiederholt und gewechselt 
werden, bis der Verwaltungsakt befolgt worden ist oder sich 
auf andere Weise erledigt hat.

§55
Ersatzvornahme

(1) Wird die Verpflichtung, eine Handlung vorzunehmen, 
deren Vornahme durch einen anderen möglich ist (vertret­
bare Handlung), nicht erfüllt, so kann die Polizei auf Kosten 
des Betroffenen die Handlung selbst ausführen oder einen 
anderen mit der Ausführung beauftragen.

(2) Es kann bestimmt werden, daß der Betroffene die vor­
aussichtlichen Kosten der Ersatzvornahme im voraus zu zah­
len hat. Zahlt der Betroffene die Kosten der Ersatzvornahme 
oder die voraussichtlich entstehenden Kosten der Ersatz­
vornahme nicht fristgerecht, so können sie vollstreckt werden. 
Die Vollstreckung der voraussichtlichen Kosten unterbleibt, 
sobald der Betroffene die gebotene Handlung ausführt.

§56
Zwangsgeld

(1) Das Zwangsgeld beträgt mindestens zehn und höchstens 
fünftausend Deutsche Mark. Es ist schriftlich festzulegen.

(2) Mit der Festlegung des Zwangsgeldes ist dem Betroffe­
nen eine angemessene Frist zur Zahlung einzuräumen.

(3) Zahlt der Betroffene das Zwangsgeld nicht fristgerecht, 
so wird es vollstreckt. Die Vollstreckung unterbleibt, sobald 
der Betroffene die gebotene Handlung ausführt oder die zu 
duldende Maßnahme gestattet.

§57
Unmittelbarer Zwang

(1) Die Polizei kann unmittelbaren Zwang anwenden, 
wenn andere Zwangsmittel nicht in Betracht kommen oder 
keinen Erfolg versprechen oder unzweckmäßig sind. Für die 
Art und Weise der Anwendung unmittelbaren Zwanges gel­
ten die §§ 59 ff.

(2) Unmittelbarer Zwang zur Abgabe einer Erklärung ist 
ausgeschlossen.

§58
Androhung der Zwangsmittel

(1) Zwangsmittel sind möglichst schriftlich anzudrohen. 
Dem Betroffenen ist in der Androhung zur Erfüllung der Ver­
pflichtung eine angemessene Frist zu bestimmen; eine Frist 
braucht nicht bestimmt zu werden, wenn eine Duldung oder 
Unterlassung erzwungen werden soll.
Von der Androhung kann abgesehen werden, wenn die Um­
stände sie nicht zulassen, insbesondere wenn die sofortige 
Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr einer gegenwär­
tigen Gefahr notwendig ist.

(2) Die Androhung kann mit dem Verwaltungsakt verbun­
den werden, durch den die Handlung, Duldung oder Unter­
lassung aufgegeben wird. Sie soll mit ihm verbunden wer­
den, wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung hat.

(3) Die Androhung muß sich auf bestimmte Zwangsmittel 
beziehen. Werden mehrere Zwangsmittel angedroht, ist an­
zugeben, in welcher Reihenfolge sie angewandt werden sol­
len.

(4) Wird Ersatzvornahme angedroht, so sollen in der An­
drohung die voraussichtlichen Kosten angegeben werden.

(5) Das Zwangsgeld ist in bestimmter Höhe anzudrohen.
(6) Die Androhung ist zuzustellen. Das gilt auch dann, wenn 

sie mit dem zugrunde liegenden Verwaltungsakt verbunden 
ist und für ihn keine Zustellung vorgeschrieben ist.


